UNABHÄNGIGE 
NACHRICHTEN 


»Wir wollen auch 
innig danken 
unseren christlichen 
Soldaten, jenen, die 
in gutem Glauben, 
das Rechte zu tun, 
ihr Leben eingesetzt 
haben für Volk und 
Vaterland und auch 
im Kriegsgetümmel 
Herz und Hand rein 
bewahrt haben von 
Haß, Plünderung 
und ungerechter 
Gewalttat. 


Gott der Herr, der 
Herzen und Nieren 
durchforscht, 
richtet nicht nach 
dem äußeren 
Erfolg, sondern 
nach der inneren 
Gesinnung und 
Gewissenhaftigkeit 
und wird das Gute 
belohnen, das 
Böse strafen nach 
Verdienst.« 


Graf von Galen 
Bischof von Münster 
5. Juni 1945 
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Urteil gegen drei junge Deutsche jetzt rechtskräftig: 


Polnische Justiz 
bestraft Erinnerung 
an die Vertreibung! 
Urazili Polaków? 


Nigdy nie zamierzaliśmy 
obrażać jakiegokolwiek 
narodu — zapewniał 
przed sądem Robert G 
lo jeden z trzeci 

wych w sprawie 


zniewazenia narodu 


| JELERA GÓRA | 


KATARZYNA Wix 


Ende Juli 2004 wurden im niederschlesischen Bunzlau drei junge 

Deutsche in Haft genommen, weil sie mit einer Plakataktion Po- 

len und die Tschechei in der EU »begrüßt« hatten. Diese Plakate 

sollten an Verbrechen erinnern, die bis heute ungesühnt sind. 
Für die polnischen Behörden al- 


lerdings stellte der Aufruf »Mord Polen & Tschechen 


verjährt nicht« einen »Aufruf zum ich willkommen in der EU! 


Rassenhaß« dar. Am 7.4.06 erging 
in Hirschberg das Urteil: zehn bzw. ers VER eTerTerTeEg 


acht Monate Haft auf drei Jahre zur 
Bewährung! Am 30.8.06 folgte das 
Urteil der Berufungsverhandlung 
in Breslau. Es bestätigte lediglich 
die Hirschberger Entscheidung, 
eine inhaltliche Auseinanderset- 
zung mit den Plakatinhalten wurde 
auch hier nicht vorgenommen. 


Der Verteidiger der drei jungen 
Deutschen hat direkt nach der Ur- 
teilsverkündung angekündigt, mit 
diesem Fall vor den europäischen 
Menschenrechtsgerichtshof in 
Straßburg zu ziehen. 

Der Deutsche Rechtsschutzkreis AUS DEM INHALT: 
DRsK e.V., dem auch viele UN-Le- a BE a 
ser angehören, hat diese mutigen 


jungen Deutschen bisher mit einer |@ Zum Volkstrauertag S.2 
Prozeßkostenhilfe von 3.000 Euro un- m Ungarn: Die Vertreibung 
terstützt und wird das auch weiterhin war ein Verbrechen S. 3-4 


tun, falls erforderlich. Spendenkonto: 
DRsK e.V., Postbank Dortmund, BLZ 
440 100 46, Konto 55 212 465. 


m Polen: Von 
Versöhnung keine Spur S. 9-10 
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Das offene Wort 


»Die Geschichte beginnt im 
Herbst 1944 in einem ostpreußi- 
schen Dorfe namens Nemmers- 
dorf, welches von der Roten Ar- 
mee bei ihrem ersten Vorstoß 
auf deutschen Boden überrannt 
wurde. Als ein Gegenstoß der 
Wehrmacht die Roten 48 Stun- 
den später zurückwarf, wurde 
sie auf das vorbereitet, was auf 
Deutschland zukam. 


Russen waren zu Bestien 
geworden. Deutsche Frauen 
waren an Scheunentore ge- 
kreuzigt, französische Kriegs- 
gefangene ermordet, Flücht- 
linge von Panzern überfahren. 
Kein Zivilist wurde lebendig 
aufgefunden. Jedes Mädchen 
über acht Jahre alt und jede 
Frau waren vergewaltigt. (...) 


Der Blutrausch von Prawdas 
Deutschenhasser Ilja Ehren- 
burg dröhnte in den Ohren 
der roten Truppen, als sich die 
Schrecken von Nemmersdorf in 
einem Dorf nach dem anderen 
wiederholten. (...) 


Viehlaster und Züge, welche 
in Berlin eintrafen, entluden tote 
Kinder, Mädchen und Frauen, 
welche beraubt, geschlagen 
und vergewaltigt worden wa- 
ren. (...) 


Als die Verbrechen endeten, 
waren zwei Millionen deutsche 
Menschen tot. In der größten 
Vertreibung der Geschichte 
verloren 14 Millionen Deutsche 
ihre Heimat, welche ihre Ahnen 
seit Jahrhunderten bewohnten. 


Die Welt weiß alles, was Deut- 
sche begangen haben; sie weiß 
nichts, was man Deutschen an- 
getan hat. 


(...) Auch wenn wir die Ge- 
schichte nicht ungeschehen 
machen können, auch nicht die 
Verbrechen von 1945-46, kön- 
nen wir darauf bestehen, daß 
sie nicht für immer aus dem 
Gedächtnis der Menschheit 
verschwindet. (...)« 

Pat Buchanan, 


republikanischer US-Peolitiker, 
1992 in einer seiner Zeitungskolumnen 
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Zum Volkstrauertag 


Weil in den Öffentlichen Reden 
zum Volkstrauertag mehr und 
mehr nur von den »Opfern der 
deutschen Gewaltherrschaft«, von 
sogenannten Widerstandskämp- 
fern und Deserteuren die Rede 
ist, wobei man für diese Gruppen 
ein Mahnmal nach dem anderen 
errichtet, gedenken wir im Novem- 
ber, dem Monat der Totenehrung, 
derer, die für uns und für das 
Überleben unseres Volkes leiden 
und ihr Leben geben mußten. 


Wir gedenken 


der zahllosen deutschen Solda- 

ten, die im letzten Krieg an den 
verschiedensten Fronten ihr Le- 
ben ließen im Glauben an ihre 
Heimat und an ihr Volk. 


Wir gedenken 


der unzähligen Frauen, Kinder 
und Greise, die dem alliierten 
Bombenholocaust zum Opfer fie- 
len, z.T. sogar in Feuerstürmen 
restlos verbrannten. 


Wir gedenken 


der Deutschen, die die Vertrei- 
bung aus ihrer Heimat während 
und nach dem Krieg nicht über- 


lebten, die, am Stra- 
ßenrand sterbend, 
zurückgelassen wer- 
den mußten. 


Wir gedenken 


der Opfer der »Be- 
' freiung« Deutsch- 
lands, die auch nach 
Kriegsende noch auf 
bestialische Weise 
zu Tode mißhandelt 
und vergewaltigt 
wurden. 


Wir gedenken 


der ungezählten 
deutschen Soldaten, 
die in alliierte Gefan- 
genschaft gerieten 
und nicht mehr nach 
Hause zurückkehren 
konnten. 


Wir gedenken 


der europäischen Freiwilligen, 
die im Glauben an Europa, an die 
europäische Idee, ihr Leben las- 
sen mußten. 


Wir gedenken 


der Opfer in den kommunisti- 
schen Sonderlagern, die, in Mas- 
sengräbern verscharrt, noch heu- 
te verschwiegen werden. 


Wir gedenken 


der Opfer der Sieger- und Ra- 
chejustiz nach dem 8. Mai 1945. 


Allen Opfern, die im offiziellen 
Gedenken zu kurz kommen, ha- 
ben wir diese Ausgabe gewid- 
met! 


ZUM THEMA: 


»Gemäß dem Potsdamer 
Abkommen ist das deutsche 
Gebiet östlich von Oder und 
Neiße als Teil der sowije- 
tischen Besatzungszone 


Deutschlands der Republik 
Polen nur zur einstweiligen 
Verwaltung übergeben wor- 
den. Das Gebiet bleibt ein 
Teil Deutschlands.« 


Paul Löbe (SPD), am 13.6.1950 


WIR GEDENKEN UNSERER TOTEN 
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»Die Vertreibung war ein Verbrechen« 
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Ein ungarischer Fingerzeig Richtung Polen und Tschechei? 


In Ungarn wurden am Ende des 2. Weltkrieges etwa 200.000 Deutsche auf brutale Art und 
Weise enteignet und aus ihrer Heimat vertrieben. Mehr als 60 Jahre danach, am 18. Juni 2006, 
wurde in Wudersch eine zentrale Gedenkstätte mit Denkmal (siehe Bild) eingeweiht, welche 
an das Leiden der Heimatvertriebenen erinnern soll. 


Nach der Abwehr der Türken vor 
Wien und deren Zurückdrängung 
aus dem Donaubecken entstan- 
den unter Prinz Eugen von Savoy- 
en in den Jahren 1683 bis 1717 die 
ersten größeren deutschen Sied- 
lungen im mittleren Donauraum. 
In den Jahren 1763 bis 1773 unter 
der Habsburgerin Maria Theresia 
wanderten die meisten deutschen 
Siedler ein. 


Von anderen Völkern als 
»Schwaben« abgestempelt, kam 
die Bezeichnung »Donauschwa- 
ben« jedoch erst nach dem Ersten 
Weltkrieg als Folge der Zerschla- 
gung der österreichisch-ungari- 
schen Monarchie und der Teilung 
der Volksgruppe auf. 


Die größte Ansiedlung befand 
sich im ungarischen Mittelgebirge 
zwischen Raabfluß, Donauknie 
und Plattensee mit dem Hauptort 
Ofenpesth. Dort lebten 1941 
415.000 Deutsche. In der Schwäbi- 
schen Türkei zwischen Plattensee, 
Donau und Drau mit dem Hauptort 


Fünfkirchen lebten rund 245.000, 
im Batscher Land zwischen Donau 
und Theiß mit dem Hauptort Neu- 
satz 225.000 Deutsche. 


Von den insgesamt rund 
1.650.000 Donauschwaben im 
Südosten Europas wurden wäh- 
rend und nach dem Zweiten 
Weltkrieg 350.000 ausgewiesen, 
280.000 vertrieben, 175.000 er- 
mordet und 155.000 zwangsver- 
schleppt. Nach der Auflösung der 
Internierungslager siedelten seit 
1950 weit über 300.000 aus. 


Die 14 jugoslawischen Todesla- 
ger wurden erst 1948 geschlos- 
sen, und nach der Zwangsarbeit 
in der Sowjetunion fand die letzte 
Verschleppung von 50.000 Deut- 
schen aus dem Banat in die rumä- 
nische Baragansteppe von 1952 
bis 1956 statt. 


Von den einst 750.000 Donau- 
schwaben in Ungarn, 550.000 
in Jugoslawien und 350.000 in 
Rumänien leben heute noch 
265.000 in der alten Heimat: 


220.000 in Ungarn, 
35.000 in Rumänien 
und 10.000 in Serbi- 
en, Kroatien und Bos- 
nien. 800.000 haben 
in der Bundesrepu- 
blik eine neue Heimat 
gefunden. 


Die Vertreibung der 
Deutschen nach dem 
Zweiten Weltkrieg aus 
Ungarn geschah auf 
gleiche verbrecheri- 
sche Art und Weise 
wie in anderen Län- 
dern auch. Einen pi- 
kanten Unterschied 
gab es dennoch: Sie 
wurden aus einem 
Land vertrieben, das 
mit dem Deutschen 
Reich verbündet war. 


Beschlossen wurde ihre »Aus- 
siedlung« bereits im Sommer 
1943 in einer als religiöse Veran- 
staltung getarnten »Konferenz zu 
Szärszö«, wo madjarische Na- 
tionalisten gemeinsam mit Kryto- 
Kommunisten über einen Front- 
wechsel berieten. 


Nun konnte man der deutschen 
Minderheit nach dem gemeinsam 
verlorenen Krieg vieles, nur nicht 
die Kriegserklärung Ungarns an 
die Sowjetunion anlasten, also 
mußte ein Grund für die Vertrei- 
bung gefunden werden. 


Und man fand ihn! Angeblich 
wurden die Deutschen von den 
Habsburgern angesiedelt, um die 
Madjaren zu zwangsgermanisie- 
ren! 


Um den alten Traum von der 
»neuen, inneren madjarischen 
Landnahme« Wirklichkeit werden 
zu lassen, mußten die Deutschen 
enteignet und vertrieben werden. 


Auch wenn heute noch von offizi- 
eller Seite die Siegermächte, ins- 


ZEICHEN DER VERSÖHNUNG 
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besondere die Sowjetunion, dafür 
verantwortlich gemacht werden, ist 
man in Ungarn, im Gegensatz zu 
anderen Vertreiberstaaten jedoch 
schon so weit, diese Vertreibung 
als Verbrechen und Schande zu 
bezeichnen. 


Bei den Feierlichkeiten zur Ein- 
weihung der Gedenkstätte in Wu- 
dersch am 18.6.06 erschien der 
ungarische Staatspräsident Läsz- 
ló Sólyom nicht persönlich, schick- 
te aber folgende Grußbotschaft an 
die Teilnehmer der Veranstaltung: 


»Verehrte Teilnehmer an 
der Gedenkfeier! 


Durch das heutige Gedenken 
wird die Menschlichkeit in ihren 
früheren Rechtsstatus zurückver- 
setzt. Die Vertreibung der Ungarn- 
deutschen ist lange tabuisiert wor- 
den. Ihre Verschleppung ab 1944, 
die darauffolgenden Internierun- 
gen und Aussiedlungswellen ha- 
ben wir sofort nach der Wende 
als Serie von widerrechtlichen 
und ungerechten Maßnahmen 
verurteilt. Die Schwaben haben 
unschuldig gelitten. Die Ausge- 
siedelten haben wir entschädigt, 
die sie kollektiv bestrafenden 
Gesetze von 1945 sind vom Ver- 
fassungsgericht kassiert worden. 
Jetzt werden die geschichtlichen 
Fakten aufgedeckt. So werden 
die damaligen Ereignisse ins all- 
gemeine Bewußtsein gelangen. 


Die Meinung, die Vertreibung der 
Schwaben sei durch die von der 
deutschen Wehrmacht und Besat- 
zung verursachten Kriegsleiden 
gerechtfertigt, war in Ungarn nie 
vorherrschend. Bei der Verord- 
nung im Jahr 1945, wodurch Mit- 
glieder des Volksbundes und Per- 
sonen, die ihren ursprünglichen 
deutschen Familiennamen zu- 
rückverlangt hatten, als Landes- 
verräter und Volksfeinde galten, 
ging es eigentlich um Bodenkon- 
fiszierung. Das zeigt, daß die Aus- 
siedlung vor allem wirtschaftliche 
Beweggründe hatte: einerseits 
Vermehrung des Bodenfonds zur 
Bodenverteilung, andererseits Un- 
terbringung der aus den Nachbar- 
ländern geflohenen, umgesiedel- 
ten bzw. vertriebenen Madjaren. 
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Nur verursacht eine derartige Pro- 
blemlösung - worauf Istvan Bibö 
schon damals hingewiesen hatte 
- einen moralischen Schaden, der 
den wirtschaftlichen Wert des ge- 
raubten Gutes weit übersteigt. Der 
Umstand, daß die Siegermäch- 
te im ethnisch homogenen Staat 
den Garanten für Stabilität sahen, 
entschuldigt die Schwabenvertrei- 
bung nicht; auch nicht, daß auch 
andere mitteleuropäische Länder 
die Gelegenheit zum Loswerden 
ihrer nationalen Minderheiten nut- 
zen wollten, schon gar nicht, daß 
es ein Land gibt, das die dama- 
lige Entrechtung und Aussiedlung 
nationaler Minderheiten auch 
heute noch für rechtens und ge- 
rechtfertigt erachtet. Gerade ge- 
gen diesen (Un-)Geist, der über 
Menschen verfügte, als wären 
sie Gegenstände, der Aussied- 
lungsqguoten und die Zahl der zu 
Bestrafenden im Voraus festsetz- 
te, die Größe der in Beschlag zu 
nehmenden Häuser und Felder 
bestimmte, gerade gegen diesen 
(Un-)Geist müssen wir heute un- 
ser Wort erheben. 


All das ist unmittelbar nach dem 
Krieg, als das Leben im allgemei- 
nen und auch der einzelne Mensch 
keinen Wert mehr hatte, gesche- 
hen. Heute spricht man von der 
Renaissance der Menschenrech- 
te nach dem Krieg — als Reakti- 
on auf die Unmenschlichkeit des 
Nazismus und des Krieges. Das 
trifft im allgemeinen zweifellos 
auch zu, vermag aber das, was 
nach dem Krieg geschah und was 
sich in den fünfziger Jahren unter 
kommunistischer Herrschaft fort- 
gesetzt hat, nicht zu verdecken. 


Die Gesellschaft benehme sich 
gleichgültig gegenüber dem, was 
geschah und geschieht, es fehle 
ihr das rechte Maß, stellte István 
Bibó seinerzeit resigniert fest. Da- 
mit, daß wir heute ein Denkmal für 
die Verschleppten und Vertriebe- 
nen setzen, verlassen wir endlich 
die Sphäre des Unpersönlichen. 
Parlamentsbeschlüsse, verfas- 
sungsgerichtliche Urteile und die 
Verurteilung der Kollektivstrafe 
sind zwar wichtig, sie bringen die 
Dinge aber nur rechtlich wieder 


in Ordnung. An sich schaffen sie 
aber noch keinen Frieden in den 
Herzen. Anfang der achtziger Jah- 
re drehte Livia Gyarmathy einen 
Dokumentarfilm von der Trauung 
eines Tschango-Jungen aus Mol- 
dawien und eines schwäbischen 
Mädchens aus Somberek, an der 
auch die vertriebene Verwandt- 
schaft aus Deutschland anwesend 
war. Die nach dem Krieg ausge- 
siedelten deutschen Familien und 
die bei Kriegsende angesiedelten 
Tschango-Familien erinnern sich 
im Film an ihre Geschichte, zäh- 
len das ihnen angetane Unrecht, 
das sie bis heute nicht verges- 
sen konnten, auf. Nie werd‘ ich 
vergessen, wie der alte Schwabe 
mit zitterndem Finger vom Hügel 
aufs Dorf zeigt und sagt: „Das ist 
mein Haus“. Er weiß, wer darin 
wohnt, wünscht ihm aber nichts 
Böses. Was geschehen ist, kann 
nicht ungeschehen gemacht wer- 
den. Sein Leben hat er schon 
in Deutschland verbracht — mit 
ewigem Heimweh im Herzen. 
Trotzdem — glaube ich — gibt es 
etwas, was wiedergutzumachen 
ist, wenn wir zum Persönlichen, 
zur Achtung des einzelnen Men- 
schen und zur Selbstachtung zu- 
rückkehren. Diese Gedenkstätte 
ist ein Ort, wo man sich erinnern, 
über sein Schicksal nachdenken, 
trauern, aber auch Kraft schöpfen 
kann. Die Kinder einiger Klassen- 
kameraden und Bekannten von 
mir haben ihren alten deutschen 
Familiennamen zurückerhalten. 
Es gibt viele davon und das ist 
sehr erfreulich. 


Indem ich mich nun als Staats- 
präsident von Ungarn bei den 
vertriebenen Schwaben und ihren 
Familien für das erlittene Unrecht 
entschuldige, verneige ich mich 
vor dem Denkmal der Vertrie- 
benen in der Hoffnung, daß die 
Ungarndeutschen hier wieder zu- 
hause sein werden. 

László Sölyom« 


Diese Botschaft ist ein 
Schritt in die richtige Rich- 
tung. Solche Gesten aus den 
anderen Vertreiberstaaten — 
bis heute Fehlanzeige! 


VERTREIBUNG IST EIN VERBRECHEN! 
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Von Versöhnung keine Spur 


Getreu dem Motto »Ach ja, da war 
doch mal irgendwas...« wird in 
den Massenmedien gelegentlich 
über die gewaltsame Annexion 
Ostdeutschlands durch Sowjets 
und Polen und die Vertreibung 
der Deutschen aus den Gebieten 
jenseits der Oder-Neiße-Linie be- 
richtet. 


Jedoch über das unsägliche Leid 
vom Säugling bis zum Greis, die 
unzähligen Vergewaltigungen von 
Mädchen und Frauen oder die 
Plünderung von Städten und Ge- 
meinden wird geschwiegen. 


Es darf aber nicht sein, daß Ver- 
brechen an Deutschen (heute nur 
noch als Vergehen bezeichnet) 
unter dem Deckmantel der Ver- 
gangenheitsbewältigung der Ver- 
gangenheit angehören und mög- 
lichst vergessen werden sollen, 
während seit über sechzig Jahren 
ohne Unterlaß ständig von deut- 
schen Greueltaten berichtet wird. 


Daher sorgte am 10. August 
d.J. die Eröffnung der vom Bund 
der Vertriebenen organisierten 
Ausstellung »Erzwungene Wege 
— Flucht und Vertreibung im Euro- 
pa des 20. Jahrhunderts« im Berli- 
ner Kronprinzenpalais für heftigen 
Wirbel. Polnische Chauvinisten 
protestierten mit rot-weißen Fah- 
nen und verlangten gemeinsam 
mit »deutschen« Störern »Ge- 
schichtsrevisionismus angreifen 
statt ausstellen«. 


Die Ausstellung zeigte bis Ende 
Oktober anhand von 280 Objek- 
ten aus 14 Nationen Vertreibungs- 
schicksale des 20. Jahrhunderts, 
darunter auch die Flucht und De- 
portation von 15 Millionen Deut- 
schen. 


Der polnische Ministerpräsident 
Jaroslaw Kaczynski verurteilte 
die Ausstellung mit den Worten: 
»Wir haben es hier mit einer sehr 
schlechten, sehr irritierenden und 
sehr traurigen Angelegenheit zu 
tun.« 


Ins gleiche Horn stieß in den fol- 
genden Tagen die polnische Pres- 
se. Ein UN-Leser übersetzte für 
uns einen dieser Artikel aus der 
»Nasz Dziennik« (Unsere Zeitung) 
vom 11.8.2006, den wir zur Do- 
kumentation wiedergeben (den 
Originalwortlaut können sprach- 
kundige Leser bei uns anfordern: 
UN-Archiv 11069): 


»Propaganda-Ausstellung 
Vertriebenen eröffnet 


der 


Gestern, um 18 Uhr fand im 
Kronprinzenpalais in Berlin die of- 
fizielle Eröffnung der Ausstellung 
„Erzwungene Wege” statt, die die 
Geschichte des Zweiten Weltkrie- 
ges umlügen und auslöschen soll. 
Zu Beginn der Eröffnungsfeierlich- 
keiten hatte die Vorsitzende des 
Bundes der Vertriebenen (BdV) 
und Hauptorganisatorin dieser 
Ausstellung, Erika Steinbach, das 
Wort. In ihrer Ansprache versuch- 
te sie, der Ausstellung einen „eu- 
ropäischen Rahmen” zu geben, 
um die von ihr vertretene These 
glaubhaft zu machen, von der sie 
glaubt, daß diese ein wichtiges 
Unterfangen sei. Entgegen einer 
früheren Ankündigung fehlt in der 
Ausstellung der „Deutsch-Polni- 
sche Vertrag” aus dem Jahre 1990, 
in welchem Berlin den Verzicht auf 
seine ehemaligen Gebiete erklär- 
te, obwohl sie mehr als 300 ver- 
schiedene Ausstellungsobjekte 
„aus ganz Europa” umfaßt, die 
auf 600 qm des Museums verteilt 
sind. 


Man könnte den Eindruck gewin- 
nen, daß Erika Steinbach in ihrer 
Eröffnungsansprache versuchte, 
die verschiedenen Schicksale der 
Kriegsopfer auf eine gemeinsame 
Ebene zu stellen, unabhängig da- 
von, ob diese nun aus den über- 
fallenen Ländern stammten oder 
eben aus den Ländern der Ag- 
gressoren. „Ihre” eigene Ausstel- 
lung lobend, sagte sie, (...) „viele 
Geschehnisse, die im Europa des 
20. Jahrhunderts stattgefunden 
haben, wären in Deutschland und 


in Europa noch nie ans Tageslicht 
gekommen, wenn es diese Aus- 
stellung nicht geben würde”. 


(...) Der Chef des deutschen Par- 
laments belehrte uns, daß man 
„um Flüchtlingsströme, Deporta- 
tionen und Umsiedlungen zu ver- 
hüten, erst einmal die Geschichte 
aufarbeiten müsse!” Er betonte, 
daß man nicht nur über die tragi- 
schen Schicksale der Vertriebe- 
nen sprechen kann, sondern auch 
muß, aber gleichwohl sollte man 
dies nicht alleine tun, sondern ge- 
meinsam mit den Nachbarn. 


Als gelungenes Beispiel einer 
solchen guten Zusammenarbeit 
nannte er die deutsch-französi- 
schen Beziehungen, die er als Bei- 
spiel für die deutsch-polnischen 
Beziehungen hinstellte. Lammert 
teilte gut hörbar mit, daß die deut- 
sche Bundesregierung die Tätig- 
keiten des Bundes der Vertriebe- 
nen immer positiver bewerte, und 
er gab klar zu verstehen, daß ein 
„deutlich sichtbares Zeichen” im- 
mer wahrscheinlicher werde. Dies 
ist umso bedeutender, als die An- 
sprache Lammerts kein Zeichen 
der Distanz (...) an der Initiative 
der Steinbach zeigte — so wie dies 
noch die früheren deutschen Bun- 
desregierungen immer auszeich- 
nete. 


Die Chefin der Vertriebenenver- 
bände selbst gab mehrere Male 
klar ihrer starken Überzeugung 
Ausdruck, daß die deutsche Bun- 
desregierung schon in Kürze 
ihr Bemühen um den Bau eines 
Zentrums gegen Vertreibungen 
in Berlin unterstützen werde. Die 
Ausstellung wurde vom Fonds des 
„Zentrums gegen Vertreibungen” 
sehr hinterlistig projektiert. 


Sie zeigt nämlich die Umsied- 
lungen aus vielen verschiedenen 
Teilen Europas - dies aber jedoch 
überhaupt nicht „proportional”. Im 
ersten Saal der Ausstellung sind 
rundherum an den Wänden Vit- 
rinen angebracht, die die Vertrei- 
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bung von Menschen verschiede- 
ner Nationalitäten beschreiben. 
Drei Schaukästen wurden den 
Armeniern und dem Völkermord 
gewidmet, der an ihnen von der 
türkischen Armee in den Jahren 
1915 — 1916 vollbracht wurde. 
Die nächsten beiden Schaukäs- 
ten beschreiben den türkisch- 
griechischen Krieg von 1923. Die 
Judenfrage wird in den nächsten 
drei Schautafeln bildlich darge- 
stellt. Der Angelegenheit der Ver- 
treibungen der Polen während des 
Zweiten Weltkrieges widmeten die 
Ausstellungsmacher insgesamt 
drei Vitrinen. In ihnen wird das 
Schicksal der Polen nach der Un- 
terzeichnung des Hitler-Stalin-Pak- 
tes gezeigt, beschrieben wird die 
Frage des Überfalls auf Polen so- 
wie die Vertreibung der polnischen 
Staatsangehörigen z.B. aus dem 
Gebiet um Zamosc. Im weiteren 
Verlauf der Ausstellung wird mehr 
oder weniger gleich viel Raum den 
Italienern, den Zyprern sowie dem 
türkisch-zyprischen Krieg gewid- 
met. In den beiden letzten Vitrinen 
wird der Krieg in Jugoslawien und 
die damit verbundenen Aussied- 
lungen beschrieben. Hingegen 
gibt es dann ganze zwei Säle mit 
vielen Exponaten und Bildern, die 
die Vertreibung der Deutschen so- 
wie das Leid der Ausgesiedelten 
dokumentieren. 


In der Ausstellung zieht ein Ex- 
ponat eine besondere Aufmerk- 
samkeit auf sich: im Saal Nr. 3 
(der zum großen Teil die Vertrei- 
bung der Deutschen behandelt) 
ist als Ausstellungsobjekt das 
Urteil des Europäischen Men- 
schenrechtsgerichtshofes vom 
18. Dezember 1996 ausgestellt, 
in dem das Gericht einer Frau mit 
Namen Louizi das Recht auf Ent- 
schädigung zugesteht (vollstän- 
dige Rückgabe des Eigentums). 
Die Frau schickte eine Anzeige 
an das Gericht, klagte den türki- 
schen Staat an, und gewann den 
Prozeß. Man kann sich eigentlich 
nur wundern, mit welchem Ziel in 
einer Ausstellung, die die Vertrei- 
bung behandelt, man eben dieses 
Urteil zur Schau stellt, weil doch 
offiziell Erika Steinbach und der 
Bund der Vertriebenen (BdV) sich 
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von den Besitzanspruchs-Forde- 
rung der Preußischen Treuhand 
distanzieren. Ach, vielleicht sollte 
das in dieser Ausstellung ausge- 
stellte Urteil des Europäischen 
Gerichtshofes einen „untypischen 
Wegweiser” darstellen, wie man 
und wo man sein Recht auf die 
verlorenen Besitztümer einfordern 
kann? Aber das sind ja nur Speku- 
lationen. 


Trotzdem gab sich Steinbach — 
indem sie auf eine diesbezügliche 
Frage der Journalisten antwortete 
— überzeugt, daß auch die Polen 
zufriedengestellt wären, da ihre 
Ausstellung zum ersten Mal in der 
deutschen Geschichte die Aus- 
siedlung der Polen während des 
Zweiten Weltkrieges zeigt. 


Bereits zu Beginn der Anspra- 
che der Chefin des BdV wurde sie 
durch Zwischenrufe von Gegnern 
ihres Projekts unterbrochen, die 
sich vor dem Kronprinzenpalais 
(dem Palast des Thronfolgers) 
versammelt hatten, um gegen 
ihre Versuche zu protestieren, die 
Geschichte umzulügen. Vor dem 
Gebäude stand seit dem Morgen 
eine Gruppe junger Polen und 
Deutscher mit Transparenten, auf 
denen polnische und deutsche 
Aufschriften zu lesen waren, die 
vor einem Geschichts-Relativis- 
mus — besonders den Zweiten 
Weltkrieg betreffend — warnen. 


Leider fiel die Erklärung Stein- 
bachs bei vielen ausländischen 
Journalisten auf Verständnis. Vie- 
le von ihnen meinen, es sei nun 
schwer, sie zu kritisieren und es 
wäre für sie nun viel leichter, das 
„Zentrum gegen Vertreibungen” 
auch zu eröffnen. Solche Kom- 
mentare werden wir ganz sicher 
schon in den heute erscheinen- 
den ausländischen Zeitungen le- 
sen können. Wenn die Mehrzahl 
der Besucher, der Journalisten 
und der Vertreter der deutschen 
Regierung diese Ausstellung posi- 
tiv bewerten werden, wird das ein 
Zeichen dafür sein, daß der Bund 
der Vertriebenen (BdV) auch das 
o.k. der Bundesregierung für die 
Errichtung des Zentrums erhal- 
ten wird, von dem schon niemand 
mehr bezweifelt, daß diese Sa- 


che die „vertriebenen” Deutschen 
betreffen wird. Derzeit sind die 
Presse-Stimmen noch geteil- 
ter Meinung, ein Teil der Medien 
lobt Steinbach, ein anderer Teil 
rügt sie für das nicht rechtmäßige 
Gleichsetzen des Schicksals der 
Deutschen mit dem Schicksal z.B. 
der Juden. Die neueste Nummer 
der Zeitung „Die Zeit” meint, daß 
die Ausstellung der Steinbach die 
deutsch-polnischen Beziehungen 
verkompliziere. „Es ist schade, 
daß so viele Personen dabei hel- 
fen, diesem Projekt Rechtskraft 
zu verleihen, das niemals ‚euro- 
päisch‘ war und das niemals ein 
gemeinsames deutsch-polnisches 
Projekt war”, schrieb deren Autor 
Günther Hoffmann. 


Die einige Dutzend Personen 
umfassende Gruppe der „Allpolni- 
schen Jugend” mit den weiß-ro- 
ten Flaggen protestierte vor dem 
Gebäude des Museums gegen 
Versuche der Erika Steinbach, die 
Geschichte umzulügen. 


Zwanzig Meter weiter zeigte 
sich eine weitere, gänzlich ande- 
re Gruppe - eine einige Personen 
umfassende Landsmannschafts- 
Gruppe von ehemaligen deutschen 
Bewohnern der Stadt Danzig. Auf 
den Transparenten hatten sie revi- 
sionistische Parolen geschrieben, 
mit denen sie gegen eine „60jähri- 
ge Okkupation Danzigs durch den 
polnischen Staat” protestierten. 


Waldemar Maszewski, Berlin« 


Ganz abgesehen von den un- 
wahren Behauptungen und Lügen 
der polnischen Scharfmacherpres- 
se stellt dieser Artikel eine weite- 
re Verhöhnung der Opfer des pol- 
nischen Vertreibungsterrors dar. 
Am 21.9.03 hetzte die polnische 
Wochenzeitschrift »Wprost« — mit 
deutscher Unterstützung — gegen 
das geplante »Zentrum gegen 
Vertreibungen«. Im zugehörigen 
Artikel der Wochenzeitschrift wird 
angekündigt, Deutschland wer- 
de »die Rechnung für den Ver- 
nichtungskrieg« präsentiert. Die 
»Rechnung« selbst wurde bereits 
auf dem Titel präsentiert: »Die 
Deutschen schulden den Polen 
eine Billion Dollar für den Zweiten 
Weltkrieg«. (siehe UN 11/2003). 
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Internationale Regelungen und Abkommen 


»Sie wünschen, daß keine terri- 
torialen Veränderungen zustande 
kommen, die nicht mit den frei ge- 
äußerten Wünschen der betroffe- 
nen Völker übereinstimmen. 


Sie achten das Recht aller Völ- 
ker, sich diejenige Regierungsform 
zu wählen, unter der sie leben 
wollen; und sie wünschen, daß 
Souveränitätsrechte und Selbst- 
regierung denen zurückgegeben 
werden, denen sie gewaltsam ent- 
rissen worden sind.« 

Punkte 2 und 3 der Atlantik-Charta vom 14.8.1941 


»Die drei Regierungsschefs ge- 
ben erneut ihrer Ansicht Ausdruck, 
daß die endgültige Festsetzung 
der Westgrenze Polens einer Re- 
gelung in den Friedensverträgen 
vorbehalten bleiben soll« 

aus dem Kommunique über die 
Dreierkonferenz von Potsdam, 17.7.-2.8.1945 

»Keine gesetzliche Verjährung 
findet auf folgende Verbrechen 
Anwendung, ungeachtet des Zeit- 
punktes ihrer Begehung: (...) Ver- 
treibung durch bewaffneten Angriff 


oder Besetzung (...) das Verbre- 
chen des Völkermordes ...« 


aus der UN-Konvention über die Nichtanwendbar- 
keit von Verjährungsbestimmungen auf Kriegsver- 
brechen und Verbrechen gegen die Menschlichkeit, 
26.11.1968 
»Die UNO ist eine Organisation, 
die von den Siegermächten des 
Zweiten Weltkrieges geschaffen 
wurde. Sie ist somit selbst ein 
Ausdruck der politischen Verän- 
derungen (...) und nicht geschaf- 
fen worden, um diese wieder um- 
zukehren.« 
Informationsdienst 
der Vereinten Nationen in Wien, 9.11.1990 
Jegliche Praxis oder Politik, die 
das Ziel oder den Effekt hat, die 
demographische Zusammenset- 
zung einer Region, in der eine 
nationale, ethnische, sprachliche 
oder andere Minderheit oder eine 
autochtone Bevölkerung ansässig 
ist, zu ändern, sei es durch Vertrei- 
bung, Umsiedlung und/oder eine 
Kombination davon, ist rechtswid- 


rig.« 
Artikel 6 der Entschließung der 
UN-Menschenrechtskommission vom 17.4.1998 


Liebe Leser, ganz privat: 


Die Oktober-Ausgabe UN 10/2006 hat selbst bei vielen po- 
litisch wachen UN-Beziehern für Erschütterung gesorgt. 


Sie war dem politischen, sozialen und finanziellen Nieder- 
gang dieser Bundesrepublik gewidmet, der bei gleichbleiben- 
der Politik nur in einem Bankrott des Staates und in einer 
Katastrophe für unser Volk enden kann. 


Der Niedergang beschränkt sich aber nicht nur auf diese Be- 
reiche, er umfaßt auch den Verfall der Kultur, der Sprache 
und aller einstigen Ehr- und Wertvorstellungen. 


Beispiele dafür erleben wir jedes Jahr am Volkstrauertag, der 
von Jahr zu Jahr mehr in vielen Sonntagsreden nicht dem Ge- 
denken der für unser Volk Gefallenen gewidmet wird, son- 
dern den Widerständlern, Deserteuren und bestimmten Op- 
fergruppen, die in den Bewältigungs-Ritualen der sogenann- 
ten »Erinnerungsarbeit« geehrt werden. 

Die UN 11/2006 soll dazu dienen, daß Sie, liebe UN-Le- 
ser, die umerzogenen Mitmenschen um uns herum zum 
Nachdenken über den Sinn des Volkstrauertages anregen 


können. 


Drücken Sie denen einfach diese Ausgabe in die Hand. 


Ihre UÜV-Mitarbeiter 


IM FREUNDESKREIS 
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Unheimlich ist 
die Kraft der 
Toten. 


Man kann sie 
verdammen, 
man kann sich 
vermessen, 
die eigenen 
Toten sogar zu 
vergessen. 


Doch einmal in 
der Zeiten Lauf, 
stehen die 
Toten in Euren 
Kindern auf! 
Ward Hermanns, 1946 


UN-Bestell-Telefon 
(0208) 84 01 32 
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Aktuelle 
Wirtschaftsdaten 


Erwerbstätige: 


September 2005: 39,050 Millionen ” 


September 2006: 39,497 Millionen ” 


Offizielle Arbeitslosigkeit: 
September 2006: 4.237.398 ” 
Oktober 2006: 4.084.508 ” 


Versteckte Arbeitslosigkeit: 


Maßnahmen der Arbeitsmarktpolitik 
September 2006: 1.536.678 ” 
Oktober 2006: 1.618.439 ” 


Arbeitssuchende: 
September 2006: 
Oktober 2006: 


Offene Stellen: 
September 2006: 
Oktober 2006: 


5.579.603 ” 
5.532.289 ” 


620.628 ” 
626.126 ” 


Staatsverschuldung: 
1.533.928.659.923 Euro ” 


Schuldenzuwachs pro Sekunde: 
2.113 Euro ” 


Schulden pro Kopf: 
22.10.2006: 
7.11.2006: 


18.559 ?” 
18.593 ? 


1 Bundesagentur für Arbeit, 7.11.2006 
2) www.steuerzahler.de, 7.11.2006 
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Nachbarn: 
Kritik am Zentrum 
gegen Vertreibung 


Tschechische Spitzenpoliti- 
ker sehen mit dem Projekt das 
deutsch-tschechische Verhält- 
nis gefährdet 


Knapp eine Woche vor der Ver- 
trauensabstimmung im tschechi- 
schen Parlament haben sich meh- 
rere tschechische Spitzenpolitiker 
gegen das Zentrum gegen Vertrei- 
bung in Berlin ausgesprochen. 


Den Stein ins Rollen brachte der 
neue Außenminister Alexandr Von- 
dra, der nur einen Tag nach seiner 
Amtseinführung vor die Presse 
ging und in einem Zeitungsin- 
terview verlautbarte, daß beides 
(gemeint ist das Zentrum und die 
Ausstellung »Erzwungene Wege«) 
keine Schritte seien, »um die inter- 
nationale Atmosphäre bedeutend 
zu verbessern«. 


Ähnlich argumentierte Premier 
Mirek Topolänek (ODS) vergange- 
ne Woche. Das Projekt sei kontra- 
produktiv und schlecht für die At- 
mosphäre in Mitteleuropa, so sein 
Kommentar. 


Prager Zeitung, 27.9.2006 


Ex-Parlamentspräsident 
wegen Vertreibung 
verurteilt 


Belgrad/Den Haag. 27 Jahre Haft 
wegen Mord und Vertreibung: So 
lautete das Urteil des UN-Kriegs- 
verbrechertribunals in Den Haag 
gegen den ehemaligen bosnisch- 
serbischen Parlamentspräsiden- 
ten Momcilo Krajisnik. Das Tribu- 
nal befand gestern, Mittwoch, den 
61-jährigen in den Punkten Mord 
sowie Vertreibung und Verfolgung 
der muslimischen und kroatischen 
Bevölkerung in Bosnien für schul- 
dig. Vom Vorwurf des Völkermords 
wurde Krajisnik allerdings freige- 
sprochen. Die Anklage hatte le- 
benslange Haft gefordert. Krajisnik 
werde berufen, sagte sein Bruder 
Mirko vor Journalisten. 


Der bosnische Serbe galt als 
rechte Hand des Ex-Präsidenten 
der bosnischen Serbenrepublik, 
Radovan Karadzic, und war einer 
der ranghöchsten Angeklagten 
des Tribunals in Den Haag. Ka- 
radzic, ebenfalls wegen Kriegs- 
verbrechen gesucht, ist — wie sein 
ehemaliger Armeechef Ratko Mla- 
dic — nach wie vor auf der Flucht. 


Wiener Zeitung, 28.9.2006 


Ost-Pommern, Westpreußen, Ost-Brandenburg, West-Posen, Ost-Sachsen, Niederschlesien, Oberschlesien und Sudetenland: 
Das gesamte deutsche Volk bleibt aufgefordert, in freier Selbstbestimmung die Einheit und Freiheit Deutschlands zu vollenden 


FÜR IHRE BESTELLUNG: 
Bitte einsenden an: UN, Postfach 101706, 46017 Oberhausen 


u Ich bitte, mir monatlich 1 - 2 - 3 - 5- 10 Exemplar(e) der UN zuzusenden. Ich 
gehe damit kein Abonnement mit Verpflichtungen oder Kündigungsfristen ein. Die 
UN werden ehrenamtlich zu Selbstkosten erstellt (zur Zeit 1,50 Euro je Exemplar 
einschließlich Porto, ab 10 Stück 1.- Euro je Exemplar). 


Uu Ich bitte um eine kostenlose Probesendung verschiedener Ausgaben der UN. 
1,45 € Rückporto liegen in Briefmarken bei. 


I Ich bitte um Zusendung von 


Ex. der UN-Ausgabe Nr. 


mit / ohne Kostenbeteiligung (siehe oben). 


u Einen Kostenbeitrag in Höhe von 
- in bar bei - zahle ich per Einzug - kann ich zur Zeit nicht leisten. 


Name/Anschrift: 
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Ihre UN-Anschriftennummer, falls bekannt: 


Euro lege ich per Verrechnungsscheck 
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(Falls Sie von uns schon Sendungen mit aufgedruckter Adresse bekommen haben, finden Sie die Nummer direkt 


über der Anrede Herrn/Frau) 
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